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1. Kann die Bundesregierung die Ergebnisse einer Erhebung des 
Deutschen Bauernverbandes bestätigen, wonach Mitte 1970 erst 
rund 300 Erzeugergemeinschaften für die verschiedenen Agrar- 
produkte insgesamt vorhanden waren, von denen bisher 116 
nach den Vorschriften des Marktstrukturgesetzes anerkannt 
waren? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bisherige 
Entwicklung der Erzeugergemeinschaften als enttäuschend an- 
gesehen werden muß? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese unbefrie- 
digende Entwicklung, die trotz der nachdrücklichen Bemühungen 
der berufsständischen Organisationen eingetreten ist, wesentlich 
auch auf die zu restriktiv gehaltenen Durchführungsverordnun- 
gen und Förderungsrichtlinien zurückzuführen ist, die nach der 
Verabschiedung des Gesetzes erlassen worden sind? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Risiken und 
Bindungen, welche die Mitglieder einer Erzeugergemeinschaft 
zunächst eingehen müssen, gegenüber den erst längerfristig 
wirksam werdenden Vorteilen für die Mitglieder praxisnähere 
Maßstäbe für die Anerkennung und weiterreichende Förderungs- 
bestimmungen — insbesondere leichter erreichbare Mindest- 
produktionszahlen und für die Mitglieder reizvollere Anlauf- 
hilfen — erfordern? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die bestehenden Verordnungen 
und das entsprechende Gesetz im Hinblick auf die genannten 
Regelungen, insbesondere Mindestproduktionszahlen, Auslauf- 
hilfen u. a., zu überprüfen? 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 
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Die angeführten Ergebnisse einer Erhebung des Deutschen Bau- 
ernverbandes, wonach sich Mitte 1970 rund 300 Erzeugerge- 
meinschaften gebildet hätten, von denen bisher 116 nach den 
Vorschriften des Marktstrukturgesetzes anerkannt wurden, 
kann ich nicht bestätigen. Soweit diese Ergebnisse den Ent- 
wicklungsstand Mitte des Jahres 1970 betreffen, verweise ich 
auf meine schriftliche Antwort auf die Mündliche Anfrage des 
Herrn Kollegen Löffler (SPD), die in der Drucksache VI/1114 
S. 74 ff. abgedruckt ist. Nach dem Stand vom 10. Dezember 1970 
ergibt sich auf Grund von Angaben der Länder, die für die 
Durchführung des Marktstrukturgesetzes zuständig sind, folgen- 
der Entwicklungsstand: 

265 Erzeugergemeinschaften haben Antrag auf Anerkennung 
gestellt; davon wurden 131 Erzeugergemeinschaften anerkannt. 
Zu den antragstellenden und anerkannten Erzeugergemein- 
schaften wurden 5 in Nordrhein- Westfalen gezählt, die sich auf 
Grund der Landesrichtlinien, die im Jahre 1968 im Hinblick auf 
das Marktstrukturgesetz erlassen wurden, gebildet haben. Aus- 
ser den vorgenannten 265 Erzeugergemeinschaften, die bereits 
Antrag auf Anerkennung gestellt haben, waren den Ländern 
weitere 228 gegründete oder in Gründung begriffene Erzeuger- 
gemeinschaften bekannt, die einen Antrag auf Anerkennung 
noch nicht gestellt hatten. 

Die eingetretene Entwicklung in der Bildung von Erzeugerge- 
meinschaften wird keineswegs als enttäuschend angesehen. 
Vergleiche mit Entwicklungen in EWG-Mitgliedstaaten mit 
adäquaten Regelungen lassen vielmehr erkennen, daß sich die 
bisherige Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland be- 
sonders rasch vollzogen hat. Bei einer Beurteilung der bisheri- 
gen Entwicklung ist zu berücksichtigen, daß die Zusammen- 
arbeit der Erzeugergemeinschaften bei den beigetretenen Mit- 
gliedern einen Prozeß des Umdenkens hinsichtlich ihrer Bereit- 
schaft zur Kooperation voraussetzt. Dabei können nicht kurz- 
fristig Veränderungen umwälzenden Ausmaßes erwartet wer- 
den. Die Durchsetzung der Erzeugergemeinschaftsregelung ist 
vielmehr ein Prozeß von längerer Dauer. Die Bundesregierung 
begrüßt daher Initiativen der berufsständischen Organisatio- 
nen, die diesen Prozeß zu beschleunigen geeignet sind. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die in Durchführungs- 
verordnungen für die einzelnen Warenbereiche festzulegenden 
Mindesterzeugungsmengen für Erzeugergemeinschaften und die 
Förderungsmaßnahmen Einfluß auf die Anzahl der sich bilden- 
den Erzeugergemeinschaften haben können. Kleinere Erzeuger- 
gemeinschaften können sicher in größerer Zahl schneller gebil- 
det werden. Es bestehen jedoch Zweifel daran, ob solche Erzeu- 
gergemeinschaften dem Gesetzesauftrag, die Erzeugung und den 
Absatz den Erfordernissen des Marktes anzupassen, gerecht 
werden können. Ferner muß befürchtet werden, daß solche Er- 
zeugergemeinschaften langfristig nicht von Bestand sind, weil 
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sie nach Ablauf des dreijährigen Förderungszeitraumes den not- 
wendigen Geschäftsaufwand nicht aufbringen können und auch 
durch ihre durch die Größe bedingte schwächere Position auf 
dem Markt für die angeschlossenen Mitglieder Preisvorteile 
kaum erreichen dürften. Dem langfristigen Bestand der Erzeu- 
gergemeinschaften muß jedoch vorrangige Bedeutung beige- 
messen werden. 

Die Aufgabe, die Zusammenfassung des Angebots zu großhan- 
delsfähigen Partien vorzunehmen, kann den Erzeugergemein- 
schaften auch durch deren Vereinigungen nicht abgenommen 
werden; denn Vereinigungen können lediglich den Absatz der 
Erzeugnisse auf dem Markt koordinieren, sie dürfen jedoch den 
Verkauf nicht selbst vornehmen. 

Bezüglich der Förderung ist festzustellen, daß das von der 
Großen Koalition beschlossene Marktstrukturgesetz eine Bin- 
dung der Startbeihilfen für Erzeugergemeinschaften an deren 
Verwaltungskosten beinhaltet. Und zwar darf der Betrag der 
Startbeihilfen im ersten Jahr nach der Anerkennung 60Vo, im 
zweiten Jahr 40Vo und im dritten Jahr 20Vo der angemessenen 
Verwaltungskosten einschließlich der Kosten für Beratung und 
Qualitätskontrolle nicht übersteigen. Das Gesetz schließt damit 
unmittelbare finanzielle Anreize für Landwirte zum Beitritt in 
Erzeugergemeinschaften durch staatliche Beihilfen aus. Die 
bisherige Förderung von Erzeugergemeinschaften füllt den 
durch das Gesetz festgelegten Rahmen voll aus. Eine weiter- 
gehende Förderung, insbesondere durch unmittelbare finan- 
zielle Anreize, die sich auf den Entschluß des einzelnen Land- 
wirtes, einer Erzeugergemeinschaft beizutreten, auswirken, ist 
daher rechtlich nicht möglich. Die Förderungspraxis kann daher 
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorschriften nicht als 
restriktiv angesehen werden. Eine weitergehende Förderung 
dürfte sich zwar auf die Bildung von Erzeugergemeinschaften 
auswirken. Jedoch ist aus den gleichen Gründen, die bereits im 
Zusammenhang mit den zu erwartenden Auswirkungen einer 
Senkung der Mindest erzeugungsmengen erwähnt wurden, zu 
befürchten, daß solche Erzeugergemeinschaften nach Ablauf des 
Förderungszeitraumes nicht von Bestand sind. Die Landwirte 
werden sich — mit Hilfe der notwendigen berufsständischen 
Beratung — mehr und mehr davon überzeugen, daß sie auch 
ohne eine direkt für den einzelnen wirksame finanzielle Hilfe 
von der Mitgliedschaft bei einer quantitativ und qualitativ gut 
fundierten Erzeugergemeinschaft profitieren. 

Die Gründe, die für die gesetzliche Vorschrift bedeutsam wa- 
ren, wurden im Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (Drucksache V/3772), der 
der Verabschiedung des Gesetzes zugrunde lag, festgehalten. 
Dort heißt es: 

„In der Öffentlichkeit werden oft falsche Vorstellungen 
über den Umfang der Beihilfen verbreitet. Demgegen- 
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über ist festzustellen, daß die Landwirtschaft von vorn- 
herein die aus der Bildung von Erzeugergemeinschaften 
entsprechenden Kosten zu einem wesentlichen Teil selbst 
tragen muß." 

Die Gründe, die den Gesetzgeber seinerzeit veranlaßten, die 
angeführte Vorschrift zu beschließen, sind auch heute aktuell. 

Die angeschnittenen Fragen bezüglich der Mindesterzeugungs- 
mengen und weitergehenden Förderung werde ich mit den Län- 
dern, die zu 40^/o der Ausgaben auf Grund des Gesetzes zu 
tragen haben, erörtern, obwohl mir der Zeitpunkt für eine ab- 
schließende Beurteilung zu früh erscheint. Es sei vermerkt, 
daß das Marktstrukturgesetz erst wenig mehr als ein Jahr lang 
angewandt wird. Außerdem erscheinen mir die auf dem Verord- 
nungswege festgelegten Mindesterzeugungsmengen in der 
Praxis durchaus erreichbar; denn mehr als die Hälfte der aner- 
kannten Erzeugergemeinschaften haben sich für Schlachtvieh 
und Ferkel gebildet — in einem Warenbereich, für den die 
festgelegten Mindesterzeugungsmengen vom Deutschen Bau- 
ernverband als besonders hoch empfunden wurden. 


In Vertretung 

Logemann 
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